
Nach dem Spiel ist vor dem Spiel
Leitartikel

Enkeltaugliche Politik
Editorial

Liebe Leserin und lieber Leser

Öfters gebraucht die EVP den Begriff  "Enkel-
tauglichkeit". Sie politisiert mit dieser Vision 
gelegentlich am politischen Mainstream 
vorbei, dennoch trifft sie oft den Puls der 
Bevölkerung. Einzig bei eher sozialen und 
ethischen Themen, wo sie zur Stimme der 
Schwachen wird, zählt sie regelmässig zu 
den "Verlierern". Dabei geht es oft auch 
darum, Entwicklungen zu bremsen, die der 
EVP eben gerade nicht sehr weitsichtig vor-
kommen.   Manche neuen Gesetze glei-
chen manchmal der Büchse der Pandorra, 
angeblich zeitgemäss, aber auch mit unbe-
rechenbaren Folgen. Der wahre Auftrag der 
Politik ist meines Erachtens eher das Vor-
beugen denn nur Schadensbegrenzung..
 Die weltpolitische Entwicklung wie z.B. die 
Globalisierung, hat mitunter auch zahlrei-
che negativen Folgen für die Schwächeren. 
Diese rufen nach Massnahmen. Schutz der 
Schwachen geschieht auch zum Schut-
ze des Wohlstandes. Denn wenn die Zahl 
derer zunimmt, die bald nichts mehr zu 
verlieren haben, erhöht sich das Risiko von 
Unruhen. Wo es der Politik nur noch um 
Machterhaltung oder ums Gewinnen geht, 
hat sie versagt. 
Aber auch wo bewährte religiöse und kul-
turelle Werte mit einer geheuchelten Tole-
ranz dem sogenannten religiösen Frieden 
geopfert werden, soll jemand die Stimme 
erheben.
Politische Entscheidungen, die sich vorwie-
gend an der unmittelnbaren Gewinn- und 
Lebensqualitätsoptimierung  orientieren, 
sind kurzsichtig.und können einmal schwer 
auf unseren Nachfahren lasten. Solches ist 
bestimmt nicht enkeltauglich.

Egon Graf
	        Redaktion Akzente EVP AR
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Gut gekämpft und trotzdem verloren – dies kann man nicht nur von unserer Fussball-
nationalmannschaft an der EM sagen, sondern auch von uns.

Als kleine Partei hat die EVP zweimal 
die Kampagne im Zusammenhang 
mit dem Thema Fortpflanzungs-
medizin angeführt. Zuerst konn-
te der Verfassungsartikel, welcher 
Grundlage für die Präimplantati-
onsdiagnostik legte, nicht verhin-
dert werden. Anschliessend waren 
wir immerhin erfolgreich mit dem 
Referendum, mussten dann aber 
eine Niederlage im Zusammenhang 

mit der Gesetzesvorlage einstecken. – So quasi wie die Schweizer Nati gegen Polen: 
die Verlängerung erzwungen, aber dann im Penaltyschiessen verloren. – So ist Sport 
und so ist eben auch Politik!
Und wie im Fussball wissen auch wir, nach dem Spiel ist vor dem Spiel: Bereits am 
Montag nach der Abstimmung titelte die Appenzellerzeitung: 'Krankenkassen sol-
len mitzahlen' und ergänzte im Text, dass auch die aktuell noch verbotene Eizellen-
spende schon auf der Agenda der Gesellschaft für Reproduktionsmedizin sei. Und es 
kann davon ausgegangen werden, auch die Leihmutterschaft wird schon bald wie-
der Thema.
Was heisst dies nun für die EVP und ihre Politik in unserem Kanton und in der Schweiz?
Wir müssen politisch fit und mutig bleiben. Die Kampagne hat gerade uns als EVP 
Appenzell Ausserrhoden gezeigt, dass wir mit einer finanziell aufwändigeren Kam-
pagne Mehrheiten in unserem Kanton finden (50.5% der Stimmberechtigten unseres 
Kantons lehnten das Gesetz ab, s. Bild oben)! Und die Kampagne hat auch gezeigt, 
dass wir und ähnlich denkende Menschen bereit sind, eine solche Kampagne auch 
zu finanzieren (allen Spenderinnen und Spendern nochmals ganz herzlichen Dank)! 
Wenn wir  diese beiden Aspekte als Lehre aus unserer Abstimmungsniederlage mit-
nehmen, wird es uns gelingen, politisch dranzubleiben. An Themen fehlt es nicht, 
sei dies im Bereich der Fortpflanzungsmedizin, im Bereich der familienfreundlichen 

Steuer- und Zulagenpolitik oder im Bereich der Bil-
dung.
Mich persönlich hat das Resultat, trotz der Niederlage 
ermutigt, weiterzumachen – Sie auch?

Mathias  Steinhauer 
Präsident  

der EVP AR
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Kantonale Politik      

Nachrichtendienstgesetz:
Das neue Nachrichtendienstgesetz 
erweitert und regelt die Kompeten-
zen des Nachrichtendienstes des Bun-
des (NDB). Gewissen Gruppierungen 
ist dies zu problematisch und sie ergrif-
fen das Referendum. Die EVP erachtet 
es jedoch als angemessen, anbetrachts 
der veränderten Datenwirtschaft und 
Bedrohungsformen, dass dieses Gesetz 
aktualisiert wird. 
Um die Freiheit der Bürger zu gewähr-
leisten, setzt das NDG dort an, wo die 
Sicherheit der Schweiz nachhaltig 
gefährdet ist. 

Die Aktivitäten des NDB unterlie-
gen einem mehrschichtigen Geneh-
migungsverfahren und werden von 
unabhängiger Stelle kontrolliert. Durch 
seine erweiterten Kompetenzen wird 
der NDB ein gleichberechtigterer Part-
ner für Partnerdienste anderer Länder.
Solche Themen sind grunds$ätzlich 

eine Vertrauensfrage in die Regierungs-
form und in die gewählten Politiker.

AHV Plus:
Diese Initiative des Gewerschaftsbun-
des möchte allen Rentnern eine Ren-
tenerhöhung zukommen lassen.  Die 
EVP erachtet dieses Ansinnen als nicht 
adäquat. Das Grundanliegen ist mit den 
aktuell bedarfsgerecht ausgezahlten 
Ergänzungsleistungen besser zu erfül-
len.
2014 hat die AHV wegen des demogra-
fischen Wandels mehr ausgegeben als 
eingenommen. Ohne Gegenmassnah-
men fehlen bis 2030 jährlich rund 8 Mil-
liarden Franken im AHV-Topf. Es braucht 
eine Gesamtreform der Altersvorsorge 
und nicht eine pauschale Rentenerhö- 
hung für alle. Damit würden auch jene 
profitieren, die es eigentlich nicht nötig 
haben. Da die Mehrkosten aber über 
höhere Beiträge der Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber finanziert werden müssten, 
wäre dieses beabsichtigte Giesskan-
nenprinzip in jedem Sinne wenig ziel-
führend. Durch diese Rentenerhöhung 
könnten sogar zahlreiche AHV Bezüger 
verlieren. Nämlich, wenn sie dadurch 
nicht mehr zu Ergänzungsleistungen 
oder Prämienverbilligungen berechtigt 
wären. Oder es kann zu einer höheren 
Steuerbelastung führen, weil die Ren-
ten im Gegensatz zu Ergänzungsleis-

tungen steuerpflichtig sind. 
Die Initiative ist nicht enkeltauglich, fin-
det die Mehrheit der EVP-Delegierten, 
sie schürt letztlich den Generationen-
konflikt! 

Nachhaltige  (grüne) Wirtschaft
Mit der Initiative wollen die Initianten 
erreichen, dass der Ressourcen- und 
Energieverbrauch sinkt. Heute ver-
braucht die Schweiz viel mehr Res-
sourcen als im gleichen Zeitraum 
nachwachsen. Die Initiative hat zum 
Ziel, den ökologischen Fussabdruck 
(Ressourcenverbrauch) der Schweiz auf 
1 Erde statt bisher 2,8 Planeten zu redu-
zieren. 
Mit der grünen Wirtschaft werden Natur 
und Umwelt geschont und bleiben den 
kommenden Generationen erhalten. 
Auch wenn die inhaltlichen Ziele wahr

scheinlich zu 
hoch gesteckt 
s i n d ,  g e h t 
die Initiative 
«Grüne Wirt
schaft» in die 
richtige Rich-
tung. Sie ver-

folgt eines der Kernanliegen der EVP: 
die Bewahrung der Schöpfung und 
einen enkeltauglichen Umgang mit 
den natürlichen Ressourcen.

Nationale Politik
Abstimmungsthemata kurz erklärt

Aus dem Kantonsrat

Überprüfung der Notwendigkeit einer 
Totalrevision der Kantonsverfassung

Gemäss Artikel 114 unserer Kantonsver-
fassung muss alle 20 Jahre geprüft wer-
den, inwieweit eine Totalrevision sinnvoll 
ist. Seit der Inkraftsetzung unserer Kan-
tonsverfassung am 1.Jan. 1996 sind 
einerseits 20 Jahre vergangen und ande-
rerseits hat sich auch einiges im politi-
schen Umfeld geändert. Als die heutige 
Verfassung in Kraft trat gab es zum Bei-
spiel noch die Landsgemeinde.
Der Regierungsrat schlägt nun dem Kan-
tonsrat vor, eine Totalrevision der Verfas-
sung an die Hand zu nehmen. Aus Sicht 

des Regierungsrates sind die Themen 
Gemeindestrukturen und Politische 
Rechte die Brennpunkte, welche eine 
Totalrevision der Kantonsverfassung not-
wendig machen.
Da unser Kanton aus 20 Gemeinden 
besteht, sehe auch ich in diesem Bereich 
noch Optimierungspotential. Ich den-
ke, da wird sich in den nächsten 20 Jah-
ren noch einiges ändern und wir haben 
irgendwann vielleicht noch drei, fünf 
oder zehn Gemeinden. 
Trotz der schnelllebigen Zeit sehe ich 
aber keine absolute Notwendigkeit 
einer Totalrevision. Aus meiner Sicht sind 
sämtliche Themen auch als Teilrevision 

umsetzbar. Ich bin gespannt auf die Dis-
kussion im Kantonsrat und die verschie-
denen Argumente. 

Balz Ruprecht
Kantonsrat EVP AR
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Regionale Politik

Blick nach Bern
Was wurde in der Sommersession bewegt

Aus dem Sessionsbericht der EVP

Gotthardtunnel
Die Einweihung dieses Jahrhundert-
bauwerks hat auch unsere National-
rätinnen beeindruckt. Sie bezeichnen 
dies unter anderem als einen Beitrag 
der Schweiz an ein attraktives Europa.

Adoptionsrecht gleichgeschlechtli-
cher Paare
Die quer durch die Parteien laufenden 
Debatten gehen entlang einer Trenn-
linie zwischen dem Verständnis von 
Familie und Ehe und den optimalen 
gesetzlichen Rahmenbedingungen für  
andere Formen von Lebensgemein-
schaften, in denen Kinder aufwachsen. 
Dabei wird auf allen Seiten das Kindes-
wohl gross geschrieben, aber die Auf-
fassungen davon, was das Kindeswohl 
bedeutet, gehen weit auseinander. 
Die EVP lehnt die Adoption von in ein-
getragener Partnerschaft Lebenden ab, 
hat sich aber bisher zur Stiefkindadopti-
on noch nicht explizit geäussert. 
Wer hier voreilig seine Meinung 
gemacht hat, wird wohl erst bei direk-
ter Konfrontation mit Betroffenen etwas 
barmherziger. Der Nationalrat hat der 

Vorlage mit 115 : 65 zugestimmt. 

Entwicklungshilfe
Die EVP hat sich immer für das Ziel 
der von der UNO festgelegten Quote 
von 0,7% vom BNE (Bruttonationalein-
kommen) eingesetzt, die auch von der 
Schweiz anerkannt wurde. In der Reali-
tät hat es die reiche Schweiz nie über 
0,5% gebracht .
Nun lag dem Nationalrat eine Botschaft 
des Bundesrates vor, die eine Kürzung 
auf 0,48% für die nächsten 4 Jahre woll-
te.  Die EVP hält an ihrer Forderung fest, 
mit der Begründung, dass gerade die 
Flüchtlingskrise und die Folgen von 
Krieg, Gewalt und Klimawandel in den 
nächsten Jahren der besonderen Unter-
stützung der Weltgemeinschaft bedarf.
Mit hauchdünner Mehrheit von 
97:93Stimmen wurde der, aus unse-
rer Sicht unrühmliche Kürzungsvor-
schlag im NR abgelehnt. Das heisst, 
dass unsere 2 Stimmen wieder einmal 
das Zünglein an der Waage waren.

Entwicklungshilfe ist die einzige akzeptab-

le Form im Kampf gegen Flüchtlingsströme,  

auch wenn sie immer wieder neu definiert 

werden muss!

aus dem Einwohnerrat

Unternehmenssteuerreform III
eg Für den Wirtschaf tsstandort 
Schweiz ist die Reform der Unterneh-
mensbesteuerung nach der EU-Frage 
das wichtigste politische Dossier. Die 
Schweiz muss international verpönte 
Steuerprivilegien für mobile Firmen 
abschaffen und ringt um Ersatzmass-
nahmen. 
Kein Geschäft wurde so oft zwischen 
den Räten hin und her geschoben, wie 
dieses. Daraus könnte man auf eine 
gewisse Ratlosigkeit schliessen und 
aus der Argumentenvielfalt unzählige 
"Glaubensbekenntnisse" definieren. 
Tatsache ist, dass niemand so richtig 
wissen kann, welche Massnahme sich 
dann schliesslich wie auswirken wird, 
selbst wenn einige dies nicht zuge-
ben. Gemeinsam ist nur das Anliegen, 
dass man den Wirtschaftsstandort 
Schweiz nicht schwächen will. Über 
die Methode herrscht einheitliche 
Uneinigkeit. Ehrlicherweise enthiel-
ten sich unsere Nationalrätinnen ihrer 
Stimme   	
(weisse 	
Punkte im 
A b s t i m -
m u n g s -
bild).  

Das Resultat der Abstimmung im NR reflek-

tiert  wohl mehr Parteitreue, als persönliche 

Überzeugung.

Auf Ende des letzten Amtsjahres trat 
Regula Compér aus beruf lichen 
Gründen aus dem Einwohnerrat Heri-
sau zurück. Während neun Jahren 
engagierte sie sich in diesem Gremi-
um und setzte sich vor allem für jun-
ge und sozial schwächere Menschen 
ein. Unter anderem wurde ihre Moti-
on für ein Jugendkonzept überwiesen. 
Dies führte zu einer grösseren Auslege-
ordnung in diesem Bereich. Leider fiel 

dann das eigentliche Jugendkonzept 
der Gemeinderates eher mager aus. 
Wir danken Regula Copmpér für ihre 
engagierte und langjährige Arbeit. Sie 
bleibt der EVP AR im Moment als Aktu-
arin erhalten.
Ihr Nachfolger wurde Reto Frei, der 
auch gleich in die Finanzkommission 
gewählt wurde.

Peter Künzle leitete als Einwohnerrats-
präsident während zwei Jahren die Sit-

zungen sehr souverän und kompetent. 
Seine Idee, eine Freiluftsitzung des Ein-
wohnerrats durchzuführen, konnte er 
in seiner Amtszeit realisieren. In Zukunft 
soll alle vier Jahre eine solche Sitzung 
stattfinden und Politik für eine grösse-
re Anzahl von Herisauerinnen und Heri-
sauer erlebbar machen. Für das grosse 
Engagement als Einwohnerratsprä-
sident danken wir Peter Künzle ganz 
herzlich!
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 Auf den Punkt gebracht

Christsein in Öffentlichkeit und Politik

Jede und Jeder soll nach seinen Möglichkeiten etwas zum Gemein-
wohl beitragen, sei es nun in der Gemeinde, im Fussballclub, oder in 
der Politik. Unsere Gesellschaft ist auf freiwillige Helfer angewiesen, 
denn ohne sie würde vieles nicht funktionieren.
Gerade als Christen können wir durch diese freiwilligen Arbeiten viel bewirken, sodass auch 
Personen ausserhalb der Kirche von Gott erfahren und zum Glauben finden können. Wie 
sonst sollen sie von Jesus erfahren, wenn nicht wir ihnen von ihm erzählen und ein leben-
diges Zeugnis sind.
Nun wie kann ich ein Zeugnis für Gott sein, wenn ich im Kantonsrat über eine Totalrevision 
der Kantonsverfassung debattieren muss? Wie kann ich meinen Glauben in die Welt tra-
gen, wenn es um die Staatsrechnung geht?
Leider nimmt die Bibel nicht zu allen aktuellen Themen der Politik Stellung und gerade des-
halb ist es wichtig, dass wir uns als Christen engagieren und den Glauben dadurch auch in 
die Welt tragen. Auch wenn wir auf Ablehnung stossen und belächelt werden. Ich wünsche 
mir und euch allen Mut, ein lebendiges Zeugnis von Gott zu sein.

Balz Ruprecht
Kantonsrat
der  EVP AR

Aktuelle Termine 
Mittwoch 24. August 20:00 Uhr
Informationsanlass  zu den Abstimmungs-
themen in Herisau (s. Beilage)

Mittwoch 31. August 20:00 Uhr
Informationsanlass zu den Abstimmungs-
themen im Appenzeller MIttelland (s. Bei-
lage)

Mittwoch 14. September 17:00 Uhr
Einwohnerratssitzung
Gemeindehaus Herisau 1. Stock

Sonnatg 25. September
Abstimmungssonntag

Montag 26 September  8:15 Uhr 
Kantonsratssitzung
Regierungsgebäude Herisau

Montag 31. Oktober 8:15 Uhr 
Kantonsratssitzung
Regierungsgebäude Herisau

Aus dem Vorstand

ms  Neben verschiedenen organisatorischen Themen (Abstimmungskampf, Veranstaltun-
gen etc.) setzte sich der Vorstand intensiv mit dem Thema der individuellen Prämienverbil-
ligungen auseinander. Der Kantonsrat genehmigte das Gesetz in der zweiten Lesung ohne 
wesentliche Änderungen. Damit sind nun weder die Bezugsquote noch der finanzielle Bei-
trag des Kantons im Gesetz festgeschrieben. So wird es in Zukunft möglich sein, in diesem 
Bereich grössere Beträge einzusparen. Der Regierungsrat hat versprochen, hier die sozialen 
Aspekte zu berücksichtigen und hat nach ersten Informationen im Budget 2017 die aus Sicht 
der EVP AR nötigen Mittel bereitgestellt. Der Vorstand ist daher der Meinung, dass die Argu-
mente für ein Referendum im Moment fehlen. Unserem Anliegen könnte mit dem Hinweis 
auf das Budget der Wind aus den Segeln genommen werden. Aufgrund dieser Überlegun-
gen entschied der Vorstand auf ein Referendum zu verzichten.                                               

Zum Schmunzeln oder Nachdenken...

Arbeitswut: Eine schwer erklärbare psychische Störung, 
die mit einer Tasse Kaffee und einer gemütlichen Plaude-
rei überwunden werden kann.
Sitzungswut: eine noch schwerer zu erklärende psychi-
sche Störung, bei der  mit einer Tasse Kaffe eine ungemüt-
liche Plauderei zelebriert wird.              (Autor unbekannt)

  

Parolen  der EVP-Schweiz zur Volksabstimmung 
vom 25. September 2016:

Volksinitiative «für eine nachhaltige und ressourceneffiziente Wirt-
schaft» 	 (67:10)							       JA
Volksinitiative «AHV plus»   (56:18)			    	 NEIN
Änderung des Bundesgesetzes über den Nachrichtendienst
(40:21)								        JA                           


